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Die UBS bleibt in den USA trotz Vergleich unter grossem Druck. UBS-Banker Mark Branson bei der Anhörung im US-Senat im Juli 2008.

«BUND»: Die Schweiz gibt dem
Druck der USA nach und leitet
vertrauliche Bankdaten weiter.
Was halten Sie davon?
PETER V. KUNZ: Ich kann nachvoll-
ziehen, dass der Staat versucht, der
UBS zu helfen. Aber das Vorgehen
der Finanzmarktaufsicht ist juris-
tischheikel.Undweilessichnurum
eine teilweise Einigung handelt, ist
die UBS noch nicht aus dem
Schussfeld.

Was droht der UBS noch?
Die amerikanischen Steuerbe-

hörden sind nicht Teil des Ver-
gleichs. Mit den Bankdaten werden
sie gegen die Bankkunden und
auch gegen die UBS vorgehen. Die
US-Behörden werden argumentie-
ren, die Grossbank habe ihren Kun-
denbeimSteuerbetruggeholfen.Es
drohen hohe Bussen. Dank dem
Vergleich verliert die UBS immer-
hin die Banklizenz in den USA

«Rechtsstaat oder Bananenrepublik?»
Der Berner Wirtschaftsrechtler Peter V. Kunz kritisiert den Vergleich mit der US-Justiz und den Bundesrat

nicht. Das gilt für die Dauer desVer-
gleichs, also die nächsten 18 Mona-
te. Auch die angedrohte Busse ge-
gendieUBSvon55MillionenDollar
pro Tag ist vorerst vom Tisch.

Mit demVergleich setzt sich der
Bund über ein laufendes Amtshilfe-
verfahren hinweg. Die Schweiz
hebelt mit Notrecht geltendes Recht
aus. Handelt es sich hier tatsächlich
um eine Notlage?

Die Finanzmarktaufsicht ist auf
sehr dünnem Eis mit ihrer Argu-
mentation. Das ist umso bedenkli-
cher, weil damit ein gerichtliches
Verfahren faktisch umgangen wird.
EineAufsichtsbehördeüberholtein
Gericht. Dies ist auch rechtsstaat-
lich sehr fragwürdig.

Die Finanzmarktaufsicht beruft
sich auf das Bankengesetz.

Sie beruft sich auf Artikel 25 und
26 im Bankengesetz, die es ihr
erlauben, bei Insolvenzgefahr
Schutzmassnahmen zu ergreifen.
Da stellen sich zwei Fragen: Steht
die UBS tatsächlich vor der Insol-
venz? Oder, was wahrscheinlicher
ist, suchte die Aufsicht einfach eine
– allerdings wenig überzeugende –
juristische Handhabe?

Die angedrohte Busse hätte sich
nach 200 Tagen bereits auf 11 Mil-

liarden Dollar summiert. Es ist
fraglich, ob die angeschlagene UBS
dies und denVerlust der Banklizenz
hätte verkraften können.

Der Verlust der Banklizenz wäre
zwar schlimm für die UBS, aber al-
leine deswegen würde sie nicht in-
solvent. Auch eine Busse bedeutet
nicht zwingend das Ende der UBS.
Bei allem darf man nicht vergessen,
dass der Staat eine private Gesell-
schaftbeiihrenjuristischenProble-
menunterstützt.Diesgeschiehtmit
der einzigen Begründung, dass die
UBS in der Schweiz eine System-
funktion hat. Mit diesem Argument
wird in den vergangenen Monaten
praktisch alles gerechtfertigt zur
Unterstützung der UBS. Es wäre an
der UBS, sich in den USA gegen den
Entzug der Banklizenz und Bussen
zu wehren.

In der Abwägung zwischen rechts-
staatlichenVerfahren und Schutz
einer für dieVolkswirtschaft zen-
tralen Grossbank gewichten Sie die
rechtlichen Aspekte höher?

Pragmatisch kann ich nachvoll-
ziehen, dass der Staat versucht, die
UBS zu schützen. Dazu müssten
aber die höchsten staatlichen In-
stanzen, also der Bundesrat und die
amerikanischen Behörden, mitein-
ander sprechen. Jetzt wird aber
SchweizerRechtungleichangewen-

Der Vergleich sei eine klare
rechtliche Privilegierung der
UBS, sagt Peter V. Kunz.
Andere Banken wie die Raiff-
eisen-Gruppe würden nicht
diesen Support erhalten.
I N T E R V I E W :
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det auf Schweizer Unternehmen.
Die Raiffeisen-Gruppe, die dritt-
grösste Bank im Land, würde nicht
diesen Support erhalten. Es ist eine
klare rechtliche Privilegierung der
UBS. Es stellt sich die Frage: Ist es
Rechtsstaat oder Bananenrepublik?

Neun UBS-Kunden haben sich mit
einem Rekurs dagegen gewehrt, dass
dieSchweizdenUSAihreBankdaten
übermittelt. DerVergleich hebelt
diese Rekurse aus.Wie können sich
die Betroffenen, für die die Un-
schuldsvermutung gilt, wehren?

Mit einer superprovisorischen
Verfügung könnten sie erreichen,
dass die UBS trotz dem Vergleich
ihre Bankdaten nicht den US-Be-
hörden liefern darf. Sie könnten
den Bund auf Schadenersatz ein-
klagen, mit dem Argument, die Fi-
nanzmarktaufsicht habe das Ge-
setz verletzt. Die Betroffenen könn-
tengegendieAufsichteineStrafkla-
ge einreichen wegen wirtschaftli-
chem Nachrichtendienst. Die Auf-
sicht hat mit ihrer Weisung an die
UBS das Problem überhaupt nicht
gelöst, sondern zusätzliche ge-
schaffen. Zu den juristischen Prob-
lemen kommen politische.

Sie sprechen vom Druck der EU?
Ja. Mit dem Vergleich lädt die

Schweiz andere Staaten wie

Deutschland oder Frankreich ein,
wie die USA vorzugehen. Es könnte
zu einem Dammbruch beim Bank-
geheimnis kommen.

Auf welche Schadenersatzforde-
rungenmusssichdieSchweizgefasst
machen?

Weil es noch keine solchen Fälle
gegeben hat, ist dies schwierig ab-
zuschätzen. Die Betroffenen kön-
nen auch in den USA gegen die
Schweizer Behörden klagen. Ange-
sichts der Möglichkeit von Sam-
melklagen sollte sich der Bund auf
einiges gefasst machen.

DerVergleich relativiert das Bank-
geheimnis.Welche Auswirkungen
hat dies?

Stark betroffen sind die Ausland-
kunden von Schweizer Banken, die
durch den Vergleich verunsichert
sind. Sie schliessen daraus, dass ihr
Geld und ihre Bankdaten in der
Schweiz nicht mehr sicher sind. Ein
Teil von ihnen wird Gelder abzie-
hen,selbstwenndiesenichtamFis-
kus vorbeigeschmuggelt worden
sind.UndeskommenwenigerNeu-
gelder auf Schweizer Konten. Das
gilt nicht nur für UBS und CS, son-
dern auch für Privatbanken. Die
Kunden werden nach Liechten-
stein, Luxemburg, Irland oder den
Kanalinseln abwandern.

BundesratMerzhatbetont,eshand-
le sich bei den gelieferten Daten um
Steuerbetrug. Hier gilt das Bank-
geheimnis nicht.

Ich bin tief schockiert über diese
Aussage. Der Bundesrat kann dies
gar nicht beurteilen. Die Un-
schuldsvermutung gilt auch für
mutmassliche Steuerbetrüger.
Deshalb gibt es ebenVerfahren.

Wie lange lässt sich das Bankge-
heimnis noch halten?

Ich bin ein grosser Anhänger des
Bankgeheimnisses. Es kann aber
nicht sein, dass damit strafbare
Taten geschützt werden. Um das
Bankgeheimnis zu retten, sollte da-
mit die letztlich illegale Steuerhin-
terziehung nicht mehr geschützt
werden. Künftig sollte die Schweiz
nichtnurbeiSteuerbetrug,sondern
auch bei Steuerhinterziehung aus-
ländischen Staaten Rechtshilfe ge-
währen. Es liegt am Parlament, dies
zu beschliessen.

Peter V. Kunz (44)
ist Professor für
Wirtschaftsrecht
und Rechtsver-
gleichung an der
Universität Bern.
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Vermögen in Südsee-Firmen versteckt
WIE DIE UBS IHREN KUNDEN BEI DER STEUERUMGEHUNG GEHOLFEN HAT

Die USA werfen der UBS vor,
sie habe Kunden mit Wohnsitz
in den USA beim Steuerbetrug
geholfen. Sie habe die Kunden
insbesondere bei der Gründung
von Scheinfirmen unterstützt.

Im Zentrum des Steuerstreits steht
das Qualified-Intermediary-Ab-
kommen,welchesdieUBS2001mit
den USA abgeschlossen hat. Darin
hat sich die Grossbank verpflichtet,
von ihren amerikanischen Wert-
schriftenkundenzuverlangen,dass
diese das US-Formular W-9 ausfül-
len. Mit diesem Formular melden
sichdieKundenbeidenamerikani-
schenSteuerbehördenan.Wennsie
dasFormularnichtunterschreiben,
dürfen sie keine Wertschriften von
amerikanischen Firmen halten.
Wenn sie es trotzdem tun, muss die
Bank auf Zinsen, Dividenden und
Verkaufserlösen eine Quellensteu-
er von 31 Prozent erheben.

DerVorwurf lautet nun, US-Bür-
gerhättenWertschriftenvonameri-
kanischenGesellschafteninvonih-

nengegründeteFirmenaufdenBa-
hamas, den Jungferninseln, in Pa-
nama sowie in andern Steuerpara-
diesen eingebracht und vor den
Steuerbehörden der USA versteckt.
Die UBS habe die Kunden bei der
Gründung solcher Konstrukte un-
terstützt oder deren Existenz ge-
genüber den USA-Behörden ver-
schwiegen.

Die Gründung derartiger Trusts
und Stiftungen ist an sich nicht ille-
gal, wenn sie nicht ausschliesslich
der Steuervermeidung dienen. Der
Basler Rechtsprofessor Urs Beh-
nisch kommt denn auch zum
Schluss, im Fall UBS handle es sich
nichtumSteuerbetrug.DieSchwei-
zer Grossbank habe nicht versucht,
die US-Behörden arglistig zu täu-
schen. Vielmehr hätten einige US-
Steuerpflichtige eine rechtliche Lü-
cke ausgenützt.

Der Fall, dass ein US-Steuer-
pflichtiger seine Wertschriften in
eine Offshore-Firma einbringe, sei
im Qualified-Intermediary-Ab-
kommen schlicht nicht geregelt.
Der UBS komme keine Schuld zu.
«Das Verhalten stellt eine reine
Steuerhinterziehungdarunderfüllt

weder den Steuerbetrugs- noch
den Abgabebetrugstatbestand»,
schrieb Behnisch im «Jusletter»
vom26.JanuaraufderInternetseite
der Berner Firma Weblaw. Die
Schweiz wäre deshalb nicht zur
Amtshilfe verpflichtet.

Behnisch ist allerdings nicht un-
abhängig; Er hat ein Rechtsgutach-
ten für einen US-Kunden der UBS

verfasst, der von der Untersuchung
der US-Behörden betroffen ist.

Im Gegensatz zur Behauptung
von Behnisch ist die Finanzmarkt-
aufsicht (Finma) zum Schluss ge-
kommen, dass in rund 300 Fällen
effektiver Steuerbetrug vorliege. Als
das Qualified-Intermediary-Ab-
kommen mit den USA im Jahr 2001
unterzeichnet worden sei, hätten

H A N S G A L L I

bereits 32 000 UBS-Kunden über
Offshore-Firmen verfügt. Die Bank
habe wegen des Abkommens über-
prüft, ob es sich um Kunden mit
WohnsitzindenUSAhandleundob
sie US-Wertschriften im Depot hat-
ten. In der weit überwiegenden
Zahl der Fälle sei dies korrekt ge-
schehen, schreibt die Finma. Aller-
dings seien drei typische Konstella-
tionen aufgetaucht, bei welchen
von einer Pflichtverletzung auszu-
gehen sein. Es handle sich aller-
dings um eine kleine Anzahl.
● Neugründungen: Bei Neugrün-
dungen sei der UBS höchstens er-
laubtgewesen,denKundenNamen
von externen Steuerberatern zu
nennen.SiedürfeselberkeineSteu-
erberatung machen und die Kun-
den auch nicht beim Gang zum
Steuerberater begleiten. Das sei
aber in Ausnahmefällen geschehen
– vor allem bei ganz reichen Kun-
den. Die direktenVorgesetzten hät-
ten dies gewusst.
● Umgestaltung: Einzelne bereits
bestehende Offshore-Gesellschaf-
ten seien so umgebaut worden,
dass das Vermögen vor den US-Be-
hördenhabeverstecktwerdenkön-

nen. Im Jahr 2002 seien derartige
Umstrukturierungen bei Kunden-
beziehungen auf den Bahamas bei
der UBS diskutiert und in Einzel-
fällen auch zugelassen worden.
● Agentenstatus: Wenn Wertschrif-
ten in eine Offshore-Gesellschaft
ausgelagert werden, sind rechtlich
die Organe entscheidberechtigt.
Die UBS habe aber in gewissen Fäl-
len den Inhaber einer derartigen
Firma wie einen Direktkunden be-
handelt. Als Konsequenz hätte sie
ihn aber auch gegenüber den US-
Steuerbehörden wie einen Direkt-
kunden behandeln müssen.

Darüber hinaus habe die UBS in
mehreren Fällen auch Vorschriften
der amerikanischen Börsenauf-
sicht (SEC) verletzt.

Verbot für Offshore-Geschäft

Als Konsequenz hat die Eidge-
nössische Bankenkommission
(EBK) als Vorgängerin der Finma
der UBS 2008 jegliches Offshore-
Geschäft mit US-Kunden von der
Schweiz aus verboten. Die UBS gab
schon vor diesem Entscheid be-
kannt, sie verzichte freiwillig dar-
auf.

Chefs wussten nichts
Entlastet werden die obersten
UBS-Chefs. Die Verantwortli-
chen des Nordamerikageschäfts
hätten die Konzernleitung nicht
rechtzeitig und umfassend über
dieVorgängeinformiert,schreibt
die Finma in ihrem Bericht.

Die Finma attestiert dem
obersten Management, es habe
klare Richtlinien für die Einhal-
tung der US-Vorschriften erlas-
sen. Sie rügt jedoch, dass es die
Einhaltung dieser Vorschriften
nichtdurchunabhängigeStellen
habe kontrollieren lassen.

Als verhängnisvoll beurteilt
die Finma zwei Entscheide im
USA-Geschäft aus dem Jahr
2004:EinerseitsseiendieVermö-
gensberater durch ein internes
Papierzueinerzurückhaltenden
Politik angehalten worden.
Gleichzeitig sei der Bonus am
Zuwachs an Neugeld bemessen
worden.

Der Widerspruch zwischen
konservativer Politik und hohen
Wachstumszielen habe gerade-
zu zum Übertreten von Vor-
schriften eingeladen. (-ll-)
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